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Die seit den 90er Jahren um sich greifende 

Gewöhnung der Bevölkerung an militäri-

sche Einsätze gipfelte 1999 in der Entschei-

dung der rot-grünen Bundesregierung, sich 

am NATO-Angriff skrieg gegen Jugoslawien 

zu beteiligen. Dies war ein off ener Bruch des 

Völkerrechts, bei dem erstmals nach dem 

Zweiten Weltkrieg durch Angriff saktionen 

einer deutschen Armee Menschen getötet 

wurden. Heute stehen über 7700 Bundes-

wehrsoldaten in elf Militäreinsätzen in aller 

Welt: Vom sog. „Kampf gegen den Terror“ 

an der Seite der USA in Afghanistan und 

mit der Marine am Horn von Afrika bis 

hin zum EU-Militäreinsatz im Kongo. Ab 

Oktober kommt nun noch der Militärein-

satz im Nahen Osten hinzu.

Militärminister Franz-Josef Jung (CDU) 

spricht von einem deutschen „Kampfein-

satz“. Der SPD-Vorsitzende Kurt Beck will 

gar eine deutsche „Führungsrolle“. Diesem 

Ziel erhoff en sich Militärs und Militärpoli-

tiker mit dem nun zu erwartenden Endlos-

einsatz vor der Küste Libanons zu nähern. 

Doch dies wird keine „Kaff eefahrt“ werden, 

wie es selbst der Sprecher des Bundeswehr-

verbands, Wilfried Stolze, vorhersieht.

Das letzte Tabu

Viele „Spitzenkräfte“ verstehen off enbar, 

wenn sie das Wort Verantwortung hören, 

immer nur Militäreinsatz. Als es wirklich 

darauf angekommen wäre, weigerte sich die 

Bundesregierung auch innerhalb der EU, 

sich für einen sofortigen Waff enstillstand 

zwischen der israelischen Armee und der 

Hizbollah einzusetzen, der möglicherweise 

Hunderte von Menschen das Leben geret-

tet hätte. Eine solche Forderung der EU 

hätte durchaus Gewicht gehabt. Stattdessen 

wurde auch von der deutschen Regierung 

der israelischen Regierung weitere Zeit 

gegeben, die diese zu weiteren Angriff en 

nutzte.

Nach langem Warten traf nun am 11.Sep-

tember die „Anfrage“ der libanesischen 

Regierung nach einem deutschen Marine-

einsatz vor der libanesischen Küste ein. Die 

Bundesregierung ist seitdem zufrieden: sie 

hat ein richtig „robustes Mandat“ durchge-

setzt. 

Mit diesem sind mittlerweile die insge-

samt 2400 zugesagten deutschen Soldaten 

ausgestattet. 1500 Marinesoldaten kommen 

als maritime Task Force auf zwei Fregatten 

inklusive Bordhubschraubern, einem Ein-

satzgruppenversorger, einem Tender sowie 

vier Schnellbooten zum Einsatz. Sie werden 

von rund zusätzlichen 400 Soldaten geführt 

und logistisch unterstützt. Weitere 100 

Bundeswehrsoldaten sind im Lufttransport 

eingesetzt. Ferner sollen 100 Soldaten zur 

Beratung und Ausbildung der libanesischen 

Sicherheitskräfte abgestellt werden.

Der Einsatz ist zunächst bis zum 31.August 

2007 befristet, die deutsche Regierung 

schätzt die Kosten für den Einsatz auf 46 

Millionen Euro im Jahr 2006 und 147 Mil-

lionen im Jahr 2007, also auf insgesamt eine 

Summe von knapp 200 Millionen Euro. 

Beim Vergleich mit der (als ein unerwarte-

ter Erfolg gewerteten) zivilen Aufbauhilfe 

von 940 Millionen Euro seitens der Geber-

konferenz wird deutlich, dass diese Summe 

einzig schon von zwei am Libanon- Einsatz 

beteiligten EU-Staaten übertroff en wird, 

nimmt man zu den deutschen, die veran-

schlagten italienischen Einsatzkosten von 

knapp 800 Millionen Euro hinzu. Und das 

allein bei der Annahme, es bleibt bei dem 

einen Jahr, was bereits angezweifelt wird.

In Wirklichkeit stand nie ernsthaft zur 

Debatte, dass Deutschland etwa nicht an 

dem Militäreinsatz im Nahen Osten teil-

nimmt. In vorauseilendem Gehorsam waren 

auch vor der offi  ziellen Anfrage Libanons 

deutsche Grenzschutzbeamte am Flughafen 

Beirut im Einsatz, um deutlich zu machen, 

dass die deutsche Regierung „trotz der 

Hängepartie um den Marineeinsatz weiter 

zu einem Engagement in Libanon bereit 

ist“, wie die Neue Zürcher Zeitung am 7.9. 

schrieb.

Die große Koalition will und muss auch 

das letzte Tabu schleifen: Deutsche Solda-

ten in Nahost sind der vorläufi ge Höhe-

punkt des lang erarbeiteten Aufstiegs 

Deutschlands zu einer militärisch agieren-

den Weltmacht. Gelernt wurde dabei, wie 

dieses Land nach Weltkrieg und Auschwitz 

wieder Weltmacht sein kann: Heute tritt 

Deutschland nicht mehr allein, sondern im 

Verbund mit anderen Staaten — vornehm-

lich der EU — auf.

Das zweideutige Mandat

Im EU-Parlament stimmten die Abgeord-

neten bereits am 7.9. der Libanon-Resolu-

tion zu. Obwohl es positiv zu werten ist, dass 

sich dabei das Europäische Parlament für 

die Einberufung einer Friedenskonferenz 

für den Nahen Osten aussprach, stimmten 

die Abgeordneten für eine Truppenentsen-

dung in den Libanon auf Grundlage eines 

völlig unklaren Mandats. Eine Vorlage oder 

eine Information über die Einsatzregeln der 

UNIFIL erfolgte dabei nicht.

In der Resolution des Europäischen Par-

laments ist davon die Rede, dass ein „star-

kes Mandat“ der Libanon-Truppe begrüßt 

werde. Eine Entwaff nung der Hizbollah 

als eine mögliche Aufgabe der UNIFIL-

Soldaten und damit auch der Soldaten 

aus den EU-Mitgliedstaaten wird in der 

Parlamentsresolution nicht explizit ausge-

schlossen. Die Befürwortung dieses Mili-

täreinsatzes ist abenteuerlich. Damit wurde 

einem Kampfeinsatz europäischer Truppen 

im Libanon de facto grünes Licht erteilt.

Die vorliegende UN-Resolution 1701 ist 

in Bezug auf den Auftrag der internationa-

len Truppen mit UN-Mandat höchst zwei-

deutig. Obwohl auf Grundlage von Kapitel 

VI der UN-Charta gehandelt werden soll, 

enthält die Resolution einen Kampfauftrag 

der südlich des Litanifl usses stationierten 

Truppen. Allein dies ist ein Verstoß gegen 

geltendes Völkerrecht. Eine militärische 

Entwaff nung der Hizbollahtruppen ist 

zudem nicht nur illusorisch, sondern auch 

höchst gefährlich und würde die Region in 

einen neuen Krieg mit noch mehr Beteilig-

ten stürzen.

Mit der Entsendung französischer Trup-

pen wird der ehemaligen Kolonialmacht 

Frankreich wieder eine entscheidende 

Rolle im Libanon zugewiesen. In eklatan-

ter Weise wird damit gegen den bei Trup-

penstellungen für UN-Blauhelmeinsätze 

geltenden Grundsatz einer Nichtbeteili-

gung von Großmächten und von Staaten 

mit strategischen Interessen in der Region 

verstoßen. Die Beteiligung der Bundeswehr 

an dieser Truppe mit Seestreitkräften ist 

nur ein weiterer Schritt in Richtung eines 

unbegrenzten weltweiten Einsatzes deut-

scher Truppen.

Weltweit führen und handeln

Im Kongo sind die EUFOR-Soldaten 

knapp an einem Desaster vorbeigeschlit-

tert. In Afghanistan kämpfen inzwischen 

NATO-ISAF-Soldaten entgegen des erteil-

ten Mandats einen off ensiven Angriff skrieg 

gegen einen „Aufstand“. Derzeit ist auch das 

Kommando Spezialkräfte (KSK) der Bun-

deswehr im Osten Afghanistan unterwegs, 

wie erst jüngst wieder vermeldet wurde. An 

der Seite der US Special Forces nehmen 

die KSK-Soldaten aus dem schwäbischen 

Calw an Operationen teil. Bezüglich der 

Kaffeefahrt nach Nahost? 
Deutschlands robuste Wiederkehr zur Führungsrolle
von Johannes Plotzki und Tobias Pfl üger
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parlamentarischen Kontrolle des KSK sagte 

dessen Kommandeur, Brigadegeneral Hart-

brod, im direkten Gespräch in Calw, dass 

er nicht wisse, wie die parlamentarische 

Kontrolle genau ablaufe, er sich aber sicher 

sei, dass sie gesichert sei. Die Frage, was 

das KSK bei seinen Kampfeinsätzen mit 

Gefangenen macht, konnte Brigadegeneral 

Hartbrod auch nicht schlüssig beantwor-

ten. Dass Gefangene örtlichen Gerichts-

barkeiten oder Sicherheitsleuten übergeben 

würden, ist im Falle von Afghanistan wenig 

glaubwürdig. Somit gibt es einen völker-

rechtlichen Graubereich, in dem das KSK 

operiert. Selbst Brigadegeneral Hartbrod 

schloss nicht aus, dass es in kriegerischen 

Auseinandersetzungen zu Dingen kommt, 

die nicht sein sollten.

Absolut fatal ist es, in eine Spannungs-

region wie die des Nahen Ostens noch 

mehr Soldaten hinein zu verfrachten. Einer 

der Slogans der Marine lautet: „Weltweit 

führen und handeln.“ Die EU ist dabei das 

Vehikel, mit dem Deutschland zunehmend 

seine Führungsrolle ausbauen kann.

Eine derartige Auslegung der deutschen 

Außenpolitik wird jedoch nicht von der 

Mehrheit der deutschen Bevölkerung geteilt. 

Wie das Sozialwissenschaftliche Institut der 

Bundeswehr feststellte, werden „friedenser-

zwingende Einsätze von Kampftruppen der 

Bundeswehr nur noch von einer Minder-

heit unterstützt ... Lediglich jeder Zehnte 

stimmt solchen Einsätzen voll zu und nur 

jeder Dritte befürwortet sie eher.“

Diese Stimmungslage in der Bevölke-

rung aufzugreifen, ist die Chance zur For-

mierung einer breiten Opposition gegen 

die Auslandseinsätze der Bundeswehr. Die 

Forderung muss dabei lauten: Holt die 

Bundeswehrsoldaten nach Hause, Rück-

zug der Truppen aus Afghanistan, Bosnien, 

Kosovo und dem Kongo. Die Lehren aus 

dem Zweiten Weltkrieg sind: „Nie wieder 

Krieg!“ Militär löst keine Probleme, Mili-

tärs sind das Problem.

Weltpolitik als Aufgabe, Weltmacht als Ziel 

und die Flotte als Instrument, war einst 

Kaiser Wilhelms Programm. Auch beim 

ersten Nahost-Einsatz der Bundeswehr seit 

Rommels Afrika-Feldzug soll die Marine 

als Instrument deutscher Außenpolitik 

dienen. Nachdem wochenlang der Bundes-

wehreinsatz geschickt kleingeredet wurde, 

ist jetzt klar, dass Deutschland nach Italien 

und Frankreich das drittgrößte EU-Trup-

penkontingent in den Libanon schicken 

will. Nach Pressemeldungen ist von mehr 

als 1.200 Soldaten die Rede. Fregatten 

und Schnellboote, ein Spionageboot und 

Tornadokampfj ets sollen zur Kontrolle der 

libanesischen Küste eingesetzt werden.

„Verteidigungs“minister Jung spricht 

jetzt off en von einem Kampfeinsatz der 

Bundeswehr, wo wochenlang nur von einer 

„Friedensmission“ geschwafelt wurde. Und 

er reklamiert eine „dominante Rolle“ für 

das deutsche Expeditionskorps. Die Bun-

desmarine will das Kommando über alle 

schwimmenden Einheiten vor Libanons 

Küste. Offi  ziell ist von einem Einsatzzeit-

raum bis zum 31. August 2007 die Rede, 

aber Jung erklärt schon mal vorbeugend: 

„Ob es bei diesem Zeitraum bleibt, werden 

wir sehen.“ Die Bundeswehreinsätze auf 

dem Balkan und in Afghanistan haben 

gezeigt, wie aus einem Jahr rasch zehn 

werden. Ex-Generalinspekteur Kujat hat 

bereits Anfang August jedem, der es wissen 

wollte, erzählt, es ginge bei der Libanon-

Intervention nicht um einige Monate, 

sondern um viele Jahre, wenn nicht um 

Jahrzehnte. 

Für die deutsche Militaristen-Meute 

ist der Libanon-Einsatz der endgültige 

Dammbruch. Die bislang noch vorge-

brachten „Argumente gegen ein militäri-

sches Vorgehen in Regionen, die auf dem 

Hintergrund der deutschen Geschichte 

belastet sind, werden in wenigen Wochen 

erschöpft sein. Wenn Bundeswehrsoldaten 

in den israelisch-libanesischen Konfl ikt 

eingreifen, wird es danach keinen Ort der 

Welt mehr geben, an den zu gehen eine 

Bundesregierung mit Hinweis auf die 

deutsche Vergangenheit ablehnen könnte.“ 

(Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung, 

27.08.06)

Vier-Sterne-General (im Ruhestand) 

Klaus Reinhardt durfte schon in der „Bild 

am Sonntag“ vom 13.08.06 den israelischen 

Militärs ein paar deutsche Landser-Lektio-

nen erteilen. Die israelische Aufklärung sei 

zu schlecht, der Einsatz der Bodentruppen 

sei zu spät gekommen, das israelische Heer 

ginge „zögerlich und kraftlos vor“. Deut-

sche Politiker mahnten denn auch am hef-

tigsten ein sog. „robustes“ Mandat für ihre 

Kämpfer im Libanon an. 

Und der „Verteidigungs“minister hat 

sich mit dem Finanzminister bereits über 

eine „überplanmäßige“ Aufstockung des 

Rüstungsetats um 400 Millionen Euro 

für das nächste Jahr verständigt. Weil die 

Gelegenheit günstig scheint, hat er ange-

kündigt, noch in diesem Jahr Waff enbe-

schaff ungen in Höhe von sechs Milliarden 

Euro auf den Weg zu bringen. Darunter 

neue Fregatten, U-Boote und Panzerfahr-

zeuge für die Interventionstruppen. Der 

Haushaltsausschuss hatte bereits in seiner 

letzten Sitzung vor der Sommerpause 109 

Millionen Euro für gepanzerte Truppen-

transporter bewilligt. 

Wie sehr sich die Militaristen im Auf-

wind wähnen, zeigt auch das Auftreten 

des Ministers beim jüngsten Militärhisto-

rikerkongress. Dort pries er den deutschen 

Soldaten, der nicht Sozialarbeiter, son-

dern „im Kern immer noch Kämpfer“ sei 

und stellte den preußischen Militaristen 

Helmut Graf von Moltke als Vorbild für 

die Truppe heraus. Einen Mann, für den 

sich die edlen Tugenden des Menschen erst 

im Krieg entfalteten. „So deutlich pfl egten 

sich bisher allenfalls pensionierte Generale 

öff entlich zu äußern.“ (FAZ 22.08.06)

Den Kongo-Einsatz der Bundeswehr 

bejubelte die Bürgerpresse, weil es in 

der Debatte nicht um Menschenrechte, 

sondern um Rohstoff e und Profi tinter-

essen ging. Anlässlich der Intervention 

im Nahen Osten wird das Zentralorgan 

des deutschen Großkapitals jetzt noch 

grundsätzlicher: „Die Politiker müssen der 

deutschen Öff entlichkeit beibringen, dass 

geschichtliche, humanitäre und vorder-

gründige materielle Erwägungen nicht der 

Grund dafür sind, dass deutsche Soldaten 

zu Konfl iktherden geschickt werden. Im 

Kern geht es um etwas Grundlegenderes: 

Deutschland leistet seinen Beitrag zur 

Aufrechterhaltung der herrschenden Welt-

ordnung, von der es profi tiert wie wenig 

andere Länder.“ (FAS 13.08.06) 

Arno Neuber

Die Flotte als Instrument – Kampfeinsatz im Libanon 


